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Pflicht abzulehnen und deswegen kriminalisiert zu
werden . Immerhin hab en wir (. . . ) mitgeholfen, die
Problematik deutlich zu machen . (. . . ) Die öffentli-
che Disku ssion üb er Dienstpflicht, Wehrpflicht
und Totale Kriegsdienstverweigerung ist in unse-
rem Sinne vorangekommen . «

Die Bunde stagswahl 1 9 9 8 führte zu einem Re-
gierungswechsel und in der Folgezeit gab e s weite-
re Fortschritte für die KDVer (z . B . gleiche D auer
von Wehr- und Zivildienst; Ab schaffung der Au s-
schüsse und Kammern für KDV) . Allerdings wurde
die Hoffnung, dass die rot-grüne Bundesregierung
die Wehrpflicht ab schaffen würde , enttäuscht. Tat-
sächlich scheint die Erfüllung dieser Forderung
der Zentralstelle KDV in weite Ferne gerückt zu
sein, da die aktuelle Bunde sregierung au s CDU/
C SU und SPD die Wehrpflicht scheinb ar so lange
wie möglich aufrecht erhalten mö chte .

2 0 0 1 startete die Zentralstelle KDV die Informa-
tionskamp agne »Wehrdienst? − Zivildienst − NULL-
Dienst ! « , mit der sie dazu rät, einen KDV-Antrag erst
dann zu stellen, wenn tatsächlich eine Einb erufung
zur Bundeswehr vorliegt. Durch die zunehmende
Einberufungsungerechtigkeit b estehe so eine gro-
ße Chance , gar keinen Dienst leisten zu müssen .
Nach Erhalt des Einb erufungsbe scheides könne
dann ein schneller KDV-Antrag die Einb erufung
verhindern und das KDV-Verfahren mit großer
Aussicht auf Erfolg gestartet werden . (Tatsächlich
sank im Laufe der kommenden Jahre die Anzahl der
KDV-Anträge von Ungedienten .) Wie b ereits er-
wähnt, hatte die Zentralstelle KDV 4 0 Jahre zuvor
die KDVer noch zu einer vorbildlichen Ableistung
de s Ersatzdienste s aufgerufen, um die Ernsthaftig-
keit ihrer Gewissensentscheidung unter B eweis zu
stellen . Die s zeigt deutlich, welche Entwicklung
die Zentralstelle hier genommen hat.

Fazit

Zu sammenfassend darf bilanziert werden, dass die
Zentralstelle KDV die Entwicklung des KDV-Rechts
in der Bunde srepublik D eutschland wesentlich b e-

einflu sst und mitge staltet hat. Sie ist als kompeten-
ter, kritischer Partner und Kontrahent von Verwal-
tung, Politik und Parlamenten anerkannt und wird
ernstgenommen . Auch von den Medien und der Öf-
fentlichkeit wird sie in Hinsicht auf Informationen
und Stellungnahmen als zuverlässige Institution
angesehen und von den KDVern selb st als qu alifi-
zierte und erfolgreiche Helferin erfahren . Ulrich
Finckh b ezeichnete die Zentralstelle als »Lobby in
dem Sinne , wie es das Amt de s Wehrb eauftragten
für die Soldaten ist« , als »Ombudsmann ohne offizi-
ellen Auftrag« und als »Bundesklagemauer« . D arü-
b er hinaus war sie sowohl ein »Vermittler« , als auch
ein »Sprachrohr« der KDVer und ZDL. Ein Vermitt-
ler war sie insoweit, als die Anliegen der KDVer den
B ehörden deutlich gemacht wurden und umge-
kehrt. Ein Sprachrohr war sie , weil sie immer die In-

tere ssen der KDVer vertrat und sich sp ätestens seit
Anfang der 1 9 60er Jahre auch nicht mehr als »neut-
rale« Stelle verstand . Durch ihre B eratungsarb eit
für die KDVer hat sie eine »B asisanbindung« , die die
mancher ihrer Mitgliedsverb ände übertrifft. Sie ist
zwar eine Institution für die Interessen der KDVer,
aber nicht der KDVer, sondern eine gemeinsame
Einrichtung ihrer Mitgliedsverb ände . D eshalb wa-
ren ihre inhaltlichen Grundsatzpo sitionen immer
die Punkte , denen alle Mitglieder zu stimmen konn-
ten . D er gemeinsame Ansatzpunkt als einem brei-
ten Bündnis von unterschiedlichsten Mitgliedsver-
b änden, die teilweise selb st wiederum D achorga-
nisationen anderer Verb ände sind , war und ist die
Gewissensfreiheit der KDVer. Die se menschen-
rechtliche Herangehensweise mit den Handlungs-
eb enen Einzelfallhilfe , Öffentlichkeitsarbeit und
Lobbyarb eit war effektiver als z . B . eine rein antimi-
litaristische Herangehensweise . Die Zentralstelle
KDV als ein nicht diskreditiertes Bündnis ermög-
lichte damit eine kontinuierliche Intere ssenvertre-
tung, was für langfristige Fortschritte im KDV/ZD-
B ereich notwendig war. Partiell wurde die pragma-
tische Herangehensweise der Zentralstelle KDV,
die eine ihrer Stärken darstellt, auch als ihre Schwä-
che ange sehen, da sie zugleich » systemstabilisie-
rend« wirke , weil die Durchführung des Anerken-
nungsverfahrens und des Zivildienstes »entproble-
matisiert« werde . Tatsächlich ist es ihr ab er gelun-
gen, viele praktische Schwierigkeiten im KDV/ZD-
B ereich zu lö sen, so daß die KDV heute für die meis-
ten KDVer keine Probleme mehr beinhaltet. Ohne
die Zentralstelle KDV würde sich die Situation der
KDVer heute sicherlich schlechter darstellen .

Und was p assiert mit der Zentralstelle KDV,
wenn eine s Tage s in D eutschland doch no ch die
Wehrpflicht abgeschafft werden sollte ? Sie wäre
auch dann no ch nicht üb erflüssig. Sicherlich wäre
sie nicht mehr in dem heutigen Umfang aktiv, aber
solange e s eine Armee in D eutschland gibt, deren
Soldaten j ederzeit das KDV-Recht in Anspruch neh-
men können, wäre sie die Organisation, die deren
Interessen vertritt und Rechte schützt. Erst wenn
das KDV-Grundrecht eine Selb stverständlichkeit
geworden ist, wird e s der Zentralstelle KDV nicht
mehr b edürfen .

Dr. Norman Ciezki ist Dipl. -Politologe und seit
1983 Mitglied der DFG- VK. Er ha t 1999 m it dieser

A rbeit über die Zen tralstelle KDV an der Un iversi-
tät Marburg pro m o viert. Heute arbeitet er bei ei-
ner Un ternehmensbera tung als Dozen tfür Orga-
n isa tio ns- und Projektma nagemen t.

DieserA rtikel ist ein gekürzter, leich t überarbei-
teter und aktualisierter A uszug a us dem Buch
»Für das Rech t a ufKriegsdienstverweigerung. Ein-

fluß und Bedeutung der Zen tralstelle für Rech t
und Sch u tz der Kriegsdienstverweigerer a us Ge-
wissensgründen e. V. « vo n Norman Ciezki (Agen-
da- Verlag, Münster 1999).
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er Rückblick ist eigentlich einfach . Früher
verfemte Kriegsdienstverweigerer werden

problemlo s anerkannt. Aus Drückeb ergern sind
liebe Zivis geworden . Die neun Zusatzmonate Er-
satzdienst sind weg. Statt 1 1 gibt e s 2 6 Mitgliedsver-
b ände . Wir können feiern . E s ist unglaublich, fast
unheimlich, wenn man sich erinnert.

Eine Geschichte der Verfolgung
und der Suche nach Frieden

1 8 68 wanderten Tausende Mennoniten aus , weil
durch die Wehrpflicht des Norddeutschen Bunde s
in Preußen ihr teuer erkauftes Privileg der Freiheit
von militärischen Aushebungen abge schafft wur-
de . Im Ersten Weltkrieg galten Kriegsdienstverwei-
gerer als verrückt. 1 9 3 3 wurden Pazifisten von den
Nationalsozialisten sofort brutal verfolgt, in KZs
gequält, die Geflohenen ausgebürgert, ihre Litera-
tur au s den Bibliotheken entfernt und als un-
deutsch verbrannt. Die Menschen wurden in Uni-
formen gesteckt und 1 9 3 5 die Wehrpflicht zur
Kriegsvorbereitung wieder eingeführt. Führer-
prinzip , B efehl und Gehorsam, Freund-Feind-D en-
ken militarisierten das Land . Im Krieg wurden
Zehntausende , die nicht b edingungslo s mitmach-
ten, zum To de verurteilt, Ungezählte wurden hin-
gerichtet, b estenfalls zu Zuchthausstrafen b egna-
digt und in den Strafb ataillonen der Wehrmacht
schwersten Schikanen und Gefahren ausgesetzt.

Nach den Schrecken und unerhörten Verbre-
chen des Zweiten Weltkrieges gab es ein Umden-
ken, und der Parlamentarische Rat schuf ein
Grundgesetz mit friedensstaatlicher Ausrichtung,
um »dem Frieden der Welt zu dienen« (Präamb el) ,
nannte Menschenrechte »Grundlage j eder
menschlichen Gemeinschaft, de s Friedens und der
Gerechtigkeit in der Welt« (Art. 1 , 2 GG) , garantier-
te Gleichheit und Glaubensfreiheit (Art. 3 und 4
GG) , machte Kriegsdienstverweigerung zum
Grundrecht (Art 4 , 3 GG) . Hinzu kam die Achtung
des internationalem Rechts (Art. 2 4 - 2 6 GG) . D o ch
Adenauer hielt sich nicht an die Entmilitarisierung .
Heute − Sprache ist verräterisch − »bekennt« man
sich zur Bunde swehr trotz ihrer kriegerischen In-
terventionen in aller Welt.

Eine Zentralstelle für Kriegsdienstver-
weigerer − Antwort auf die Wehrpflicht

Nicht alle folgten Adenauers Remilitarisierung .
1 9 49 gründeten Pazifisten auf Initiative de s aus der

Emigration heimgekehrten Professors Dr. Fried-
rich Siegmund-Schultze vom Versöhnungsbund zu-
nächst die Arb eitsgemeinschaft deutscher Frie-
densverb ände und 1 9 5 3 den deutschen Ausschuss
für Fragen der Wehrdienstverweigerung. Als die
Wehrpflicht wieder eingeführt wurde , organisier-
te der Ausschuss B eratungsstellen und Informati-
onsschriften und am 2 . März 1 9 5 7 − heute vor 5 0
Jahren − be schlo ss er in D ortmund einstimmig die
Gründung einer deutschen »Zentralstelle für Recht
und Schutz der Kriegsdienstverweigerer au s Ge-
wissensgründen e .V. « . Die D elegierten der elf Mit-
gliedsverb ände wählten gleich den ersten Vor-
stand . Präsident wurde Profe ssor Dr. Siegmund-
Schultze , erster Stellvertreter der sp ätere Präsident
Ob erkirchenrat Dr. Heinz Kloppenburg. Die Ar-
b eit fing klein und ehrenamtlich an . Die ersten
Hau shalte umfassten trotz EKD-Zuschuss nur
1 2 . 0 0 0 M ark im Jahr.

Die Gründerväter suchten in der heiklen Situati-
on des Kalten Kriege s ein gutes Verhältnis zu den
staatlichen Stellen . Sie verb oten sich die Werbung
für Kriegsdienstverweigerung und be schränkten
sich auf die rechtliche und politische Unterstüt-
zung der Verweigerer. Die Wehrverfassung wurde
politisch entschieden abgelehnt, gefordert wur-
den Friedensdienste . Eine Verfassungsb eschwerde
von zwei SPD-Abgeordneten wurde zwar mit Sym-
p athie b egleitet. D o ch als das Bundesverfassungs-
gericht die Wehrpflicht 1 9 60 für international üb-
lich und im Grundgesetz vorge sehen erklärte , war
die S ache erledigt. E s wurde nicht weiter disku-
tiert, dass die Wehrverfassung für die B etroffenen
fast alle Grundrechte aufhob o der deren We sens-
gehalt radikal b e schnitt − gegen Art. 1 9 , 2 GG .

Kaum problematisiert wurde die Gewissens-
prüfung. D ab ei war Professor Siegmund-Schultze
gewarnt. Er hatte vor den angehenden Prüfungs-
vorsitzenden referiert und b erichtete dem Vor-
stand , diese sähen ihre Aufgab e darin, vom Verwei-
gern abzubringen . Die Atmo sphäre sei aggre ssiv
gewesen . Man forderte daraufhin eine faire Geset-
zesanwendung. D ass in den Prüfungsgremien vor
allem Leute sitzen würden, die selb st Soldaten o der
gar Kriegsrichter unter Hitler waren und j ede Ver-
weigerung als persönlichen Angriff empfanden,
machte man sich anscheinend nicht klar. Gutgläu-
b ig hoffte man auf be ssere Information der Prüfen-
den und wollte den Kriegsdienstverweigerern hel-
fen, ihre Gewissen zu erklären . Nur Hans de B o er
wies auch auf die radikale Po sition totaler Kriegs-
dienstverweigerer hin und fragte , was man für die

Ulrich Finckh

»Das Erreichte ist zu wenig«
Ein Rücblick auf 5 0 Jahre Zentralstelle KDV
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tun wolle , die Kriegsdienst für ein Verbrechen hal-
ten, für das man keinen Ersatz leisten kann . Sein Vo-
tum blieb ohne Echo , ebenso sp äter ähnliche Vor-
stöße von Profe ssor Nikolaus Ko ch.

Die Wehrpflicht entschuldigt Verbrechen

Die militärische Seite begründete die Wehrpflicht
mit dem Zitat von Theo dor Heuß »die Wehrpflicht
ist das legitime Kind der D emokratie« , m . E . nicht
wie b ei Heuß für eine Grundsatzdisku ssion son-
dern als fatale Rechtfertigung der Wehrmacht. Et-
wa 1 8 Millionen D eutsche hatten im Zweiten Welt-
krieg Militärdienst geleistet. Sie hatten den An-
griffs-, Erob erungs- und Vernichtungskrieg geführt
und andere Staaten üb erfallen . Sie hatten zahllo se
Verbrechen mitb ekommen o der gar verübt. Sie wa-
ren mitverantwortlich, wenn au s den erob erten
Ländern Menschen verschleppt und ermordet
wurden . Norbert Blüm hat das charakterisiert : »So-
lange die Front hielt, wurde in Au schwitz gemor-
det. «

Wenige Jahre nach Kriegsende sollten nun Hit-
lers Generäle , die die Feldzüge geplant und geführt
hatten, wieder Militär aufb auen . Sie machten Un-
schuldserklärungen zur B edingung und bekamen
sie . Verteidigungsminister Blank sprach von der
»sauberen Wehrmacht« , die von der politischen
Führung »missbraucht« worden sei . D er an deut-
schen Soldaten interessierte US-Präsident Eisenho-
wer und Bunde skanzler Adenauer gab en ähnliche
Erklärungen ab . Zusätzlich mu ss man wohl sagen :
War Wehrdienst eine demokratische Pflicht, konn-
te man niemand vorwerfen, dass er dieser Pflicht
nachgekommen war. Die Verantwortung für die
Verbrechen wurde auf die politische Führung und
Nazi-Einheiten wie die Waffen-S S abgeschoben .

D ass e s keine demokratische Pflicht sein kann,
andere Staaten zu üb erfallen, j egliches Recht zu
missachten, Menschen wie Ungeziefer zu ermor-
den, wurde verdrängt, und die B eteiligten schwie-
gen . Erst die umstrittene Wehrmachtausstellung
hat vielen die Augen geöffnet. Von heute aus ge se-
hen, ist e s schwer verständlich, dass die Pazifisten
zwar generell gegen Krieg und Kriegsdienst wa-
ren, ab er die wieder eingeführte Wehrpflicht nicht
gezielter angriffen . D ie Wehrpflicht war Hitlers
Mittel der Kriegsvorb ereitung und nun verharm-
lo ste sie die B eteiligung an den Kriegsverbrechen .

Beweisen, was nicht zu beweisen ist

Hart traf die Wehrgesetzgebung die Kriegsdienst-
verweigerer. Nicht etwa ein Ge setz zum Schutz der
Gewissensfreiheit, sondern das Wehrpflichtge setz
regelte das Nähere nach Verwaltungsrecht. Als An-
tragsteller muss der Verweigerer beweisen, dass
sein Gewissen ihm die Kriegsdienstverweigerung
gebietet. Aber innere Vorgänge sind nicht zu b e-
weisen . Zweifel gehen zu Lasten des Verweigerers,

der schlechter dasteht als ein Angeklagter, de ssen
Grundrechte nur eingeschränkt werden dürfen,
wenn schuldhaftes Verhalten zweifelsfrei erwie-
sen ist. Außerdem wurde Kriegsdienstverweige-
rung auf die generelle Ablehnung von Krieg einge-
schränkt. Viele , die um ihre s Gewissens willen auf-
b egehrten, die »Weiße Ro se« , die »Rote Kapelle« , die
Leute vom 2 0 . Juli, könnten heute nicht als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt werden, weil sie
nicht gegen j eden Krieg waren, sondern nur gegen
den verbrecherischen Krieg Hitlers .

Eigentlich müsste ich j etzt lange von den Erfah-
rungen mit diesen Verfahren berichten . Von dem
Studenten, der sein Studium als Taxifahrer finan-
zierte und nicht anerkannt wurde , weil er im Stra-
ßenverkehr auch j emand töten könnte . Von dem
Soldaten, der b ei einer Geburtstagsfeier auf seiner
Stub e mitgeulkt hatte und mit den anderen in lan-
ger Unterho se , Koppel umgeschnallt, Drillichj acke
an und Stahlhelm auf singend durch das Kasernen-
gelände gezogen war. Er musste bis vors Bunde s-
verwaltungsgericht gehen, um anerkannt zu wer-
den, obwohl er − angeblich gewissenlo s − mit Uni-
formteilen scherzen konnte . O der von den Verfah-
ren, b ei denen die Prüfenden vor der Fensterfront
saßen und 1 0 Stunden einen einzigen Verweigerer
in die Mangel nahmen, der ständig gegen das Licht
schauen mu sste . O der von dem Soldaten, der sich
gerade erst für vier Jahre verpflichtet hatte und
dann in eine Flugabwehreinheit kam, die üb er ato-
mare Sprengköpfe verfügte . Die Explo sion eine s
solchen »Nuk-p äckchens« über einer der b enach-
b arten Großstädte war für ihn so undenkb ar, dass
er verweigerte . Ab er die Prüfenden ritten auf sei-
ner erst vor kurzem erfolgten Verpflichtung he-
rum . Üb er die B escheide , die einfach erklärten, Ab-
scheu gegen Krieg sei normal und kein Grund zur
Kriegsdienstverweigerung. O der üb er die zahllo-
sen Ablehnungen mit der einfachen B egründung
»er vermo chte nicht zu üb erzeugen« . Und , und ,
und . Ab er das würde den Rahmen sprengen, und
das Unrecht ist vielfach dokumentiert.

Hinzu kam, dass nicht einmal die Formalien kor-
rekt eingehalten wurden, z . B . nicht selten verwei-
gererfeindliche B eisitzer häufiger zu den Sitzun-
gen geholt wurden . In Bremen konnte ich das di-
rekt b eob achten, weil meine Frau zwei Amtszeiten
in der Prüfungskammer war und zufällig b ei der
Auslo sung der Reihenfolge für die Einladung zu
den Sitzungen einmal die Nummer 1 und einmal
die Nummer 2 erhalten hatte . Solange sie an j eder
Sitzung teilnahm, konnte also niemand häufiger ge-
laden sein als sie . Einige alte Herren, die ausgespro-
chen gegen Kriegsdienstverweigerer einge stellt
waren, waren ab er b ald häufiger als sie geladen .
Auf B eschwerden hin gab es dann faule Ausreden.
Die seien b ei Ausfällen leichter zu erreichen und
als Rentner auch j ederzeit abkömmlich gewesen .
D a meine Frau als Hausfrau auch fast immer er-
reichb ar und abkömmlich war, waren das offen-
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sichtlich nur Ausreden . Solche Vorfälle gab es ab er
nicht nur in Bremen sondern leider verbreitet.

Genauso ist natürlich auf die hö chstrichterliche
Rechtsprechung hinzuweisen, die manchmal gera-
dezu lächerlich wirkte . Wer nur einen möglichen
Atomkrieg ablehnt, darf nicht als Verweigerer an-
erkannt werden, denn er lehnt j a nicht j eden Krieg
ab . Wer dagegen wegen der Möglichkeit eine s
Atomkrieges j eden Krieg ablehnt, ist als Verweige-
rer anzuerkennen . Solche Spitzfindigkeiten gab e s
vielfach, etwa auch in der Frage eine s deutschen
Bruderkrieges o der sonst im Blick auf be stimmte
Kriege . Richtig grundgesetzwidrig war die B e-
hauptung, die Wehrpflicht sei eine grundlegende
staatsbürgerliche Pflicht, obwohl sie im Grundge-
setz nur als Möglichkeit nachträglich eingefügt
wurde , während das Grundrecht der Kriegsdienst-
verweigerung von Anfang an garantiert ist. Gerade-
zu ein Eiertanz war stets die Frage , wie eine Gewis-
sensentscheidung zu erkennen und zu werten ist.
Die spitzfindige Rechtsprechung war de shalb so
problematisch, weil viele Kriegsdienstverweigerer
im Grunde nicht j eden Krieg ablehnten sondern
wegen der A-, B- und C-M assenvernichtungsmög-
lichkeiten eb en j eden Krieg heute . E s kam ab er da-
rauf an, das so zu formulieren, dass j eder Krieg hier
und heute verweigert wurde . Im Gegensatz zu den
meisten anderen Problemb ereichen war das Bun-
desverfassungsgericht für Kriegsdienstverweige-
rer wenig hilfreich .

Die Bilanz der Prüfungsverfahren war verhee-
rend . Mit Sicherheit kamen weit über eine Million
Kriegsdienstverweigerer zunächst nicht zu ihrem
Recht und Hunderttausende üb erhaupt nicht. D er
Staat organisierte Unrecht und junge Menschen
wurden durch die Rechtsprechung hoffnungslo s
überfordert. Zahllo se Verweigerer wurden letzt-
lich nicht anerkannt. Auch wenn viele üb er erneute
Anträge , andere Dienste oder Dienstausnahmen
do ch no ch dem Wehrdienst entkamen, war das ka-
tastrophal . Üb er 1 0 0 . 0 0 0 flohen nach B erlin, Tau-
sende ins Au sland , Ungezählte wurden krank, Ein-
zelne nahmen sich aus Verzweiflung das Leb en,
Hunderte verweigerten den Militärdienst auch
ohne Anerkennung trotz Schikanen und Freiheits-
strafen . B egleitet war die Missachtung des Grund-
rechte s von ständigen Diffamierungen, Vorwürfen
der Drückeb ergerei und Angriffen auf B eratungs-
stellen unter B erufung auf das Rechtsb eratungs-
missbrauchsgesetz aus der NS-Zeit. E s ehrt die Zent-
ralstelle KDV, dass sie im Gegensatz zu vielen staat-
lichen Stellen nie das Vertrauen in die Kriegsdienst-
verweigerer aufgegeben hat, sondern immer an ih-
rer Seite stand .

Bundesklagemauer unerwünscht

Auch das Ersatzdienstgesetz missachtete das
Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung mit
neun Zusatzmonaten gegenüb er dem Wehrdienst.

Die Zentralstelle KDV konnte zunächst nur errei-
chen, dass die Zusatzzeit nicht gleich an den
Grunddienst angehängt wurde . D och verlangte sie
immer wieder, die Ersatzdienstleistenden nicht
schlechter zu stellen als die Wehrdienstleistenden .
Zudem informierte sie die Wehrpflichtigen und ih-
re B erater umfassend . Inzwischen läuft die Infor-
mation weitgehend über das Internet. Zu Tausen-
den hab en sich junge Männer Rat und Hilfe geholt
und sich b eschwert, wenn ihre Anträge zu Unrecht
abgelehnt o der sie im Dienst überfordert wurden .
Die Zentralstelle KDV wurde für sie zur Bun-
desklagemauer. In vielen Fällen hat sie helfen kön-
nen, oft im Einzelfall geraten o der B eistand vermit-
telt, mit den B ehörden verhandelt und die Öffent-
lichkeit alarmiert, manchmal auch generelle Ver-
b e sserungen erreicht − übrigens gelegentlich auch
für Wehrpflichtige . Ab er natürlich konnte sie das
generelle Unrecht nicht ausgleichen, auch wenn
sie immer wieder protestierte .

Die Hilfe für Verweigerer war unerwünscht. Als
1 97 1 Ersatzdienststellen ge sucht wurden, hatten
die Zentralstelle KDV und die Evangelische Ar-
b eitsgemeinschaft zur B etreuung der Kriegs-
dienstverweigerer j e eine Stelle eingerichtet. 1 97 7
wurde der Bundesb eauftragte Iven darauf auf-
merksam und hat die Stellen gestrichen : »Ich wäre
do ch mit dem Klammerb eutel gepudert, wenn ich
mir eine solche Lau s in den Pelz setzen würde . E s
geht do ch nicht, dass der Staat Leute b ezahlt o der
unterstützt, die gegen seine Interessen arbeiten . «
Einsatz für ein Grundrecht als Arb eit gegen den
Staat ! Sp äter wurde dem Sozialen Friedensdienst
B remen die Zuweisung von Dienstleistenden ein

Jahr lang verweigert, weil er eine vernünftige Ein-
führung in den Dienst und fachliche Praxisb eglei-
tung anb ot. Schließlich ist es für junge Männer
nicht leicht, plötzlich mit B ehinderungen, D auer-
leiden, Alter, Sterb en, To d und Trauer konfrontiert
zu werden . (Neb enb ei : Heute gilt die B egleitung als
vorbildlich, Teile diese s Konzeptes sind gesetzlich
vorgeschrieb en und alle wollen Zivildienst zum
Lerndienst machen .) Die Akten, die b ei einem Pro-
zess zugänglich wurden, zeigten, dass hinter den
unsinnigen Angriffen auf den Sozialen Friedens-
dienst Bremen, der die Praxisbegleitung anfing
und durchsetzte , der Ärger über dessen Mitglied-
schaft in der Zentralstelle KDV stand .

Andererseits kamen die staatlichen Stellen nicht
darum herum, die Zentralstelle KDV ernst zu neh-
men . So konnte diese nach dem Zivildienstgesetz
ab 1 974 ein Drittel der Mitglieder de s B eirates für
den Zivildienst vorschlagen und wurde mehrfach
vor Ausschüsse des Bundestages geladen . Lustig
war das im Verteidigungsau sschuss , als ein Richter
des Bundesverwaltungsgerichte s der Wehrverwal-
tung die Leviten las, ihre Informationen für die Prü-
fungsgremien in Grund und B o den verdammte
und vorschlug, die Informationen der Evangeli-
schen Arbeitsgemeinschaft zu verteilen, die seien
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schen zur Verfügung steht. Schließlich wurden die
Zivis zur angeblichen Lö sung des Problems , das ihr
Einsatz in sozialen Aufgab en durch Verdrängen
hauptamtlicher Kräfte erst geschaffen hatte . Die
Zentralstelle KDV hat die Problematik diskutiert,
wusste ab er auch keine Lö sung, solange das nötige
Geld fehlt.

Schmutzige Statistiktricks

Tarnen und Täuschen gehört zur militärischen Tak-
tik. Ab er wie weit darf man das? Im Nachhinein wis-
sen wir, wie oft die Öffentlichkeit und sogar das
Bundesverfassungsgericht im Intere sse de s Mili-
tärs b etrogen wurden . Anfangs verweigerten an-
geblich j ede s Jahr nur einige Tausend Wehrpflich-
tige . Professor Siegmund-Schultze sprach die un-
glaubwürdigen Zahlen in einem offenen Brief an
Bundespräsident Heuß an und verwie s auf Mani-
pulationen b ei den Zurückstellungen, von denen
die B erater und Verweigerer berichteten . D as Miss-
trauen führte ab er nicht zur Frage , warum immer
so umständlich von den »registrierten Anträgen«
ge spro chen wurde . Heute wissen wir: E s wurde
no ch viel mehr manipuliert. Viele Verweigerer
wunderten sich, wie leicht sie untauglich geschrie-
b en wurden . Eb enso fiel weg, wer nicht verfügb ar
war, auch das wurde großzügig gehandhabt. D as
hielt die Zahlen klein . Nur die trotzdem verblieb e-
nen Tauglichen und Verfügb aren wurden schließ-
lich »registriert« und öfentlich gemeldet.

Die Manipulation erlaubte der Regierung, die
Verweigerer als winzige Gruppe von Außensei-
tern und Sektierern hinzustellen, als Drückeberger
und » Ohne-Mich-el« . Als das Lazarettschiff »Helgo-
land« nach Vietnam entsandt wurde und viele ver-
weigerten, ging das nicht mehr. D a schalteten die
Regierenden im Zuge de s Kalten Kriege s um auf
» 5 . Kolonne de s O stens« o der b ehaupteten, es wür-
de nicht aus » Gewissensgründen« sondern aus »ge-
wissen Gründen« verweigert, weil der zivile Ersatz-
dienst leichter als der Wehrdienst sei . D er Schwin-
del mit den manipulierten Registrierungen flog
erst auf, als die Union gegen die weitgehende Au s-
setzung der mündlichen Prüfungen 1 97 7 in Karls-
ruhe geklagt hatte . Während des Prozesse s wurde
die Statistik heimlich umgestellt. Nun wurden alle ,
selb st unsinnige Anträge von Rentnern o der für B a-
bys, gezählt und eine Verweigererflut vorge-
täu scht. D en B etrug konnte die Zentralstelle KDV
erst aufdecken, als der Leiter eines Kreiswehrer-
satzamte s b erichtete , dass er widersprochen habe :
»Wenn das herauskommt, wird man es uns als B e-
trug um die Ohren hauen« . Schließlich habe er
förmlich remonstriert, sei ab er angewiesen wor-
den, so zu verfahren . Für sich hab e er weiter im al-
ten Stil registriert und fe stge stellt, dass sich fast
nichts ge ändert hatte .

D as Verfassungsgericht ist auf den B etrug he-
reingefallen, hat aber festgelegt, dass die Bunde s-

im Gegensatz dazu korrekt und verständlich. Tat-
sächlich meinte er die Info s der Zentralstelle KDV.

Zivis − nützlich und problematisch

Anfangs wurden die Dienstleistenden misstrauisch
b eäugt, brachten ab er auch frischen Wind in man-
che Einsatzstellen mit menschenunwürdigen Zu-
ständen . D a hab en Ersatzdienstleistende sich an
die zuständigen Aufsichtsb ehörden gewandt o der
die Öffentlichkeit alarmiert und Verb esserungen
erreicht. Die Zentralstelle KDV mu sste dann mehr
als einmal gegen ungerechte Repressalien helfen .
D as negative Bild vom Drückeb erger verschwand
mit den guten Erfahrungen . Als die Dienstzeit 2 0
Monate b etrug, wurden die Zivis fast Stammperso-
nal, weil Praktikantinnen und Freiwillige des Sozia-
len Jahre s viel kürzer mitarb eiteten . Heute gibt es
b ei den kurzen Dienstzeiten weniger Kritik, da
wird die Zeit halt »abgerissen« wie b eim Bund , wo
sich auch vor allem die , die länger dienen, mit B e-
schwerden an den Wehrb eauftragten wenden .
Wahrscheinlich wirkt sich auch aus , dass Kriegs-
dienstverweigerer nicht mehr um ihr Recht kämp-
fen müssen und weniger kritisch in ihren Dienst ge-
hen .

Natürlich gab e s auch erhebliche Kämpfe um
den Ersatzdienst. D er Bundesb eauftragte Iven ver-
suchte , Dienstleistende zu kasernieren . D er erste
Versuch in Schwarmstedt ging völlig daneb en . Von
einem eingezäunten militärischen Munitionslager
wurde ein Teil abgetrennt, und in den B aracken
sollten Zivis wohnen, die 4 0 Kilometer entfernt in
Hannover in Kliniken arb eiteten . D as führte zu ei-
nem Streik, der nur zu b erechtigt, ab er natürlich ge-
setzwidrig war. Die Streikenden wurden von allen
Seiten, natürlich auch von der Zentralstelle KDV,
unterstützt, die Bilder von dem eingezäunten Mili-
tärb ereich in den Zeitungen taten ein Übrige s, die
»Verb ö serung« − so nannte Iven das − musste aufge-
geb en werden . Ähnlich erging e s ihm mit einem
weiteren Versuch auf dem Vinckehof, einem Lehr-
lingsheim, das aufgegeb en worden war, weil es
nicht mehr normalen Ansprüchen genügte .

Zwie sp ältig war und ist der Einsatz von Zivis in
der ambulanten Arbeit. D er ermöglicht alten und
b ehinderten Menschen, den Heimaufenthalt hi-
nauszuschieb en o der gar zu vermeiden . D as ist für
sie wichtig und hilfreich . Ab er für die Altersheime
b edeutet das, dass ihre Klientel immer schwächer
und pflegeb edürftiger wird . Die Heime wurden in
einem doppelten Sinn »der letzte Ort« , in dem das
Personal, auch die Zivis , üb erfordert werden . D as
ursprüngliche Ziel, mit dem ambulanten Einsatz
neue B erufsfelder für gering Qualifizierte zu er-
schließen, wurde längst aufgegeben, weil die billi-
gen und willigen Zivis so praktisch sind , vom Bund
wegen der Wehrpflicht subventioniert werden
und in D eutschland mehr Geld für die Rep aratur
kaputter Auto s als für auf Hilfe angewiesene Men-
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wehr als Wehrpflicht- o der als Freiwilligenarmee
organisiert werden kann, dass Wehrpflicht aller-
dings wegen Art. 3 GG »Wehrgerechtigkeit« voraus-
setzt. D avon kann b ekanntlich derzeit keine Rede
sein . Von den üb er 4 4 0 . 0 0 0 jungen Männern eine s

Jahrganges braucht die Bundeswehr nur 1 5 Pro-
zent. Nicht einmal die Hälfte wird einschließlich al-
ler anderen ge setzlichen Dienste einb erufen und
hat erhebliche Nachteile . Die Ungleichb ehandlung
wird dadurch organisiert, dass in den letzten Jah-
ren ca. 8 0 . 0 0 0 gar nicht gemustert und von den Ge-
musterten üb er ein Drittel untauglich eingestuft
wurden . D a inzwischen Verwaltungsgerichte die
Ungleichb ehandlung kritisieren und in Karlsruhe
vorgelegt hab en, wird das Thema wohl im nächsten
Jahr das Bunde sverfassungsgericht be schäftigen .
Wir können nur hoffen, dass e s b ei seiner Recht-
sprechung bleibt und sich nicht wieder von den Mi-
litärpolitikern in die Irre führen lässt.

Auch beim Ersatzdienst
wurde statistisch betrogen

Ein anderer Schwindel war, der Ersatzdienst müsse
zum Au sgleich von Wehrübungen länger als der
Grundwehrdienst sein . D ab ei gab e s nie mehr als
durchschnittlich zwei Wo chen Wehrübungszeit,
weil zwar Einzelne längere Übungen leisten muss-
ten, viele ab er gar keine . 1 972 wurde b ei der sozial-
liberalen Regierung erreicht, dass au s den zusätzli-
chen neun Ersatzdienstmonaten, die no ch kaum
eingefordert worden waren, nur einer j e angefan-
gener Monat tatsächlicher Wehrübungszeit der
wehrpflichtigen Soldaten wurde . D er Weg dahin
ist eine eigene Abhandlung wert von der schwieri-
gen Anhörung, b ei der allein die Erwähnung der
Verfolgung von Pazifisten in der NS-Zeit als Skandal
gewertet wurde , üb er den Widerstand der Unions-
p arteien und ihren Versuch, das Thema im Wahl-
kampf ho chzuziehen, bis hin zur Billigung durch
Stimmenthaltung der unions-regierten Länder
nach verlorener Wahl . D as 1 973 verab schiedete Zi-
vildienstge setz trat am 1 . Januar 1 974 in Kraft. D o ch
1 9 8 4 verlängerte die christlich-lib erale Ko alition
den Zivildienst wieder um ein Drittel gegenüb er
dem Grundwehrdienst. Erneut wurde das Verfas-
sungsgericht b elogen, als die SPD gegen das Gesetz
klagte . Um die Zusatzmonate zu rechtfertigen, wur-
den die Wehrübungen angeführt, dab ei aber die
freiwilligen Übungen und die der Freiwilligen mit-
gezählt, die für den Vergleich mit Zivildienstleis-
tenden ohne j ede B edeutung sind . Außerdem soll-
ten die Übungen angeblich verdreifacht werden .
Sie wurden nach dem Urteil ab er sofort verringert.

D er krasseste B etrug war der statistische Ver-
gleich der wö chentlichen Dienstzeiten . Im Zivil-
dienst zählt allein die echte Arbeitszeit vergleich-
b arer B eschäftigter laut Tarifvertrag, b ei B ereit-
schaftsdienst nur der Anteil der im Durchschnitt
anfallenden Arb eit. Tätigkeiten in der Dienstunter-

kunft zählen bis zu zwei Stunden täglich gar nicht.
D agegen rechnete die Bunde swehr alles , was auf
dem Dienstplan stand , selb st Aufstehen, Waschen
und Anziehen . Zu sätzlich gab es Zeitgutschriften
von 2 4 Stunden pro Tag im Manöver, auf dem Trup-
penübungsplatz , auf See und im Wachdienst. Solda-
ten konnten im Extremfall auf dem Truppen-
übungsplatz 60 Stunden an einem Tag ableisten : 1 2
Stunden Dienst laut Dienstplan, 2 4 Stunden laut
Gutschrift für den Übungsplatz und b ei Wach-
dienst no chmals 2 4 Stunden . D as wurde natürlich
nicht aufgeschlü sselt, sondern gelogen, die Dienst-
zeiten seien b ei Soldaten und Zivildienstleistenden
gleich b erechnet. Auch diesen B etrug konnte die
Zentralstelle KDV erst nachträglich aufzeigen, als
ein Komp aniechef die Art der Dienstzeitb erech-
nung erläutert hatte . D ab ei war man misstrauisch,
weil der » Spiegel« kurz vorher b erichtet hatte , dass
selb st Feiern und freiwillige Lehrgänge als Dienst
gewertet wurden . Aber der ganze B etrug war selb st
ihm entgangen .

Ob die Minister von dem B etrug wussten, ist
schwer zu sagen . B ei Minister Leb er hatte ich 1 978
den Eindruck, dass auch er hintergangen wurde .
B ei Dr. Geisler fällt es mir schwer anzunehmen,
dass er den Schwindel nicht durchschaut hat. Er hat
1 9 8 5 im Prozess auffallend ge schwiegen und ande-
re die Lügen vortragen lassen .

Kampf gegen Inquisition
und Kriminalisierung

No ch einmal etwas zurück. Gegen die Diffamierun-
gen und Diskriminierungen hat die Zentralstelle
KDV stets den Verweigerern geholfen . Sie infor-
mierte die Kriegsdienstverweigerer und ihre B era-
ter zeitnah . Sie war Lobby in Ge setzgebungsverfah-
ren und bei den zuständigen B ehörden . Ab 1 974
konnten die Vertreter im B eirat mitwirken, man-
che s verhindern und wichtige Informationen b e-
kommen . Zudem lieferten Anwälte und B eistände
laufend viele Informationen, die dann weitergeb en
werden konnten . Ab er die generelle Situation blieb
katastrophal .

Vorrangig wurde der Protest gegen die Prü-
fungsverfahren, die als Inquisition angegriffen
wurden . Die Mitgliedsverb ände machten das mit
eindrücklichen Karikaturen, Flugblättern, In-
fo ständen, D emonstrationen und Kongre ssen . Wie
fatal die Prüfungen waren, kann nur ermessen, wer
sie erlebt hat. E s gab keine Zusammenkunft von
B eiständen und Anwälten der Kriegsdienstverwei-
gerer, b ei der nicht zuerst das gegenseitige B erich-
ten der letzten Gemeinheiten und die B etroffen-
heit über die Folgen für abgelehnte Verweigerer
die Aussprache be stimmten o der erzählt wurde ,
wie sich üb erstimmte Mitglieder der Prüfungsgre-
mien b ei Anwälten und B eistanden au sweinten .
Die letzte Instanz, das Bundesverwaltungsgericht
forderte hilflo s eine »wohlwollende« B eurteilung
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der Anträge . D er Appell ans Wohlwollen des Ge-
richtes ist das Letzte , wenn ein Anwalt nichts zur
Entlastung eine s Angeklagten vorbringen kann .
Für den Schutz eine s Grundrechtes ist das keine ge-
eignete Kategorie .

Ein B eispiel für den Protest gegen die Willkür
nach dem fatalen Karlsruher Urteil von 1 978 war
1 9 8 1 der Kongre ss der Zentralstelle KDV »Men-
schenrecht Gewissensfreiheit« in Köln, der letzte
Versuch, die sozial-lib erale Ko alition zur Abhilfe zu
b ewegen . D o ch wurde sich die Ko alition nicht ei-
nig. Erst die christlich-lib erale Ko alition erließ das

Kriegsdienstverweigerungsneuordnungsge setz .
D as erleichterte ab 1 9 84 viele Prüfungsverfahren,
aber verlangte eb en einen um ein Drittel verlänger-
ten Zivildienst.

1 9 8 2 feierte die Zentralstelle KDV ihr 2 5-Jahre-
Jubiläum . Neb en der anhaltenden Empörung über
das fatale Urteil von 1 978 kam die Kriminalisierung
der totalen Verweigerung stärker in den Blick. Die
Zeugen Jehovahs hatten damit schon länger zu tun,
hielten sich ab er von der Zentralstelle KDV fern,
wohl wegen der kirchlichen B eteiligung . Sie ertru-
gen die Freiheitsstrafen als Martyrium für ihren
Glauben . D o ch j etzt gab es radikale politische Ver-
weigerer, die erklärten : »Für das Nichtbegehen ei-
nes Verbrechens leiste ich keinen Ersatz« . Sie b erie-
fen sich öffentlich auf die Gewissensfreiheit in Art.
4 , 1 GG und argumentierten, dass sie niemand scha-
den, sondern im Gegenteil e s gerade ablehnen, an-
dere Menschen zu töten oder zu verkrüppeln . D as
Bundesverfassungsgericht hatte zwar seine an-
fängliche Billigung mehrfacher Verurteilungen
korrigiert, lässt ab er eine einmalige B e strafung und
Arreststrafen der Bundeswehr von vier mal 2 1 Ta-
gen trotz des Verb otes von D oppelbe strafungen
(Art. 1 0 3 , 3 GG) zu . D as Engagement der Zentral-
stelle KDV für die Totalverweigerer hat bisher nur
dazu geführt, dass die B ehörden möglichst auf Ein-
b erufungen von Totalverweigerern verzichten,
weil sie die B erichte und die öffentliche Empörung
fürchten .

Fortschritte

Nach der erwähnten Verlängerung des Zivil-
dienstes um ein Drittel gelang es , die Zu satzzeit peu
à peu wieder zu kippen . Die Ko alition hatte 1 9 8 8
b eschlo ssen, den Grundwehrdienst von 1 5 auf 1 8
Monate zu verlängern, sob ald nicht mehr genug
Wehrpflichtige verfügb ar sind . Für den Zivildienst
hätte das 2 4 Monate , sechs Zu satzmonate , b edeu-
tet. Diesmal wurde der statistische Schwindel
durchschaut. Als man das Ge setz in Kraft setzen
wollte , standen nämlich no ch 70 0 . 0 0 0 Wehrpflich-
tige zur Verfügung . Ein Tipp an die »Frankfurter
Rundschau« , die das meldete , mobilisierte die Ab-
geordneten . Nach einigem Hin und Her musste das
Ministerium klein b eigeben . D er Zu sammenbruch
de s O stblo cks sorgte sogar dafür, dass die Dienst-

zeit verkürzt wurde , so dass der Erfolg nicht auffiel .
Weil Verteidigungsminister Stoltenb erg in der
Pre ssekonferenz zur verkürzten Dienstzeit vor-
rechnete , dass 1 2 Monate plus ein Drittel 1 5 Mona-
te Zivildienst ergeben, fiel dabei ein erster Zusatz-
monat weg.

D er Wegfall der Feindbilder des Kalten Kriege s
und die Erleichterung der Anerkennungsverfah-
ren entschärften das Thema Kriegsdienstverweige-
rung, der Zivildienst trat wieder in den Vorder-
grund . An die Stelle der Ab sage an Krieg und Rü s-
tung trat faktisch eine Art Dienstpflicht der Män-
ner, die in der Bundeswehr, im Zivildienst oder in
anderen Ersatzdiensten erfüllt werden konnte . Im-
mer wieder forderten Politiker eine solche Dienst-
pflicht. Ab er internationale Konventionen und Art.
1 2 , 2 GG verbieten generelle Zwangs- und Pflicht-
dienste , ausgenommen sind allein die Wehrpflicht
und gegebenenfalls der Ersatzdienst. In vielen Dis-
ku ssionen hat die Zentralstelle KDV darauf hinge-
wiesen . Politiker, die heute no ch eine allgemeine
Dienstpflicht fordern, zeigen nur, dass sie keine Ah-
nung vom Grundgesetz und den internationalen
Verpflichtungen D eutschland hab en .

Nach der Wende in der DDR half die Zentralstel-
le KDV, die Zivildienstverordnung zu erstellen . Sie
wurde durch die deutsche Einheit üb erholt, und
plötzlich sollte das westliche Recht im Gebiet der
ehemaligen DDR gelten . Nun war in B onn zu errei-
chen, dass die B ausoldaten und Zivildienstleisten-
den der DDR als Kriegsdienstverweigerer üb er-
nommen wurden . Andererseits war »drüb en« zu er-
klären, wie das aus dem Westen üb ergestülpte
Recht funktioniert. D ass man sich auf Rechte b eru-
fen kann, dab ei ab er Formalien Ernst nehmen
muss , war dort fremd , wo e s lange nur auf Linien-
treue und B eziehungen ankam . Tausendfach wur-
den Info s gedruckt und verteilt, ehe die staatlichen
Stellen zu Potte kamen .

Interessant war, welche B edeutung die Zentral-
stelle KDV in den Augen der Stasi gehabt hatte . Die
DDR hielt sie für einen Handlanger de s Westens,
der sie angeblich wehrlo s machen wollte . Im We s-
ten war e s umgekehrt. Nur die Aufforderung »geht
do ch nach drüben ! « gab es lediglich auf dieser Seite
der Mauer. Andererseits wurde auch deutlich, wie
viele Verweigerer in der DDR auf die Zentralstelle
KDV ge schaut hatten .

Fortschritte brachte die rot-grüne Regierung.
Sie ko stete zwar die Präsidentin, weil die Nachfol-
gerin von Dr. Simon, Bundestagsvizepräsidentin
Renate Schmidt, für den Zivildienst zuständige Mi-
nisterin wurde . D o ch gelang e s , als neue Präsiden-
tin die Lande sbischöfin Dr. M argot Käsmann zu ge-
winnen . Nach und nach wurden die Zusatzdienst-
zeiten vollends gekippt, teils mit Hinweisen auf die
Ko sten, teils mit Druck der zum Protest aufgerufe-
nen Zivis .

Eb enso wurden Vorschriften für die Einwei-
sung in den Zivildienst erlassen, die halfen, den
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natürlich nicht be sser, erklärt allenfalls , wie leicht
es auch in einer D emokratie ist, Kriege anzuzetteln .
B edrückend ist allerdings , dass fast alle Soldatin-
nen und Soldaten auch no ch mitmachen, wenn die
Lügen und der Bruch de s Völkerrechts offensicht-
lich sind . D o ch unter der Hand zweifeln inzwi-
schen selb st die Militärs am Nutzen kriegerischer
Interventionen und im kleinen Kreis werden Politi-
ker vorsichtiger. Nur traut sich keiner der »tapfe-
ren« Militärs und Militärpolitiker, das öffentlich zu
sagen, weil man Angst vor den Verbündeten hat.
Die p azifisti-schen Gründungsväter sind au s gutem
Grund für das Recht der Kriegsdienstverweige-
rung und Alternativen zu Krieg und Militär einge-
treten .

D ank und Bitte

Wer das Friedensengagement und so viel Hilfe für
B edrängte unterstützt, hat D ank verdient, und dem
dient j a auch dieser Tag. D er D ank gilt zuerst den
Gründervätern und dann allen, die im Vorstand , in
der Geschäftsstelle , als Mitglieder, als Spender, mit
rechtlichem Rat und mit Hinweisen in diesen 5 0
Jahren geholfen hab en . Ganz b esonders zu danken
ist den Kriegsdienstverweigerern, die sich von den
Schikanen der Prüfenden und allen Diffamierun-
gen und Diskriminierungen nicht hab en irre ma-
chen lassen . Sie hab en entscheidend dazu beigetra-
gen, dass Zivi zum po sitiven B egriff geworden ist
und die Öffentlichkeit aufmerkt, wenn totale Ver-
weigerer verfolgt werden . B e achtenswert ist auch,
dass die Mitgliedsverb ände , von denen sich man-
che um Kriegsdienstverweigerer wie um Soldaten
kümmern, andere vor allem Totalverweigerer ver-
treten, trotz mancher weltanschaulichen Unter-
schiede immer gut zu sammen gearb eitet hab en .
D as ist nicht selb stverständlich .

Dem D ank muss die Bitte folgen, in der Un-
terstützung der Zentralstelle KDV nicht müde zu
werden; denn e s ist no ch viel zu tun . E s geht um die
volle Verwirklichung de s Grundrechtes und dafür
brauchen wir die Zentralstelle . Wie in den traditio-
nellen D emokratien muss die Wehrpflicht fallen
und j eder Mensch das Recht hab en, das Töten zu
verweigern, selb st wenn er schon Soldat ist. Solan-
ge kriegerische Interventionen auf das Recht - ei-
gentlich das Unrecht - der Stärkeren setzen, bleibt
die Aufgab e der Zentralstelle KDV unverzichtb ar :
D as Eintreten für Recht und Schutz der Kriegs-
dienstverweigerer aus Gewissensgründen .

Ulrich Finckh, Pastor i. R. undJahrga ng 192 7, war
vo n 19 71 bis 2003 Vorsitzender der Zen tralstelle
KDV. Dieser Text wurde vo n ihm als Vortrag bei der
50-Jahre-Feier der Zen tralstelle KDVam 2. März in
der Französischen Friedrichstadtkirche in Berlin
gehalten.

Scho ck der plötzlichen Konfrontation mit Leiden
und Sterb en abzumildern . Die Prüfungsverfahren
wurden inzwischen dem Bundesamt für den Zivil-
dienst übertragen und praktisch sehr erleichtert.
Die Stimmung war längst umgeschlagen . Au s dem
Drückeberger de s Anfangs war seit der »Schwarz-
waldklinik« der beliebte und fast unentb ehrliche
Zivi geworden, und sp äter hat der Bundesb eauf-
tragte Hackler seiner Partei, der CDU, deutlich ge-
macht, dass viele ihrer Söhne verweigerten . So gab
es zwar no ch 1 9 9 1 Aufregung, als üb er 1 5 0 . 0 0 0 An-
träge ge stellt wurden, aber kaum Aufregung, als die
Zahl der Verweigerer weiter stieg.

D as Erreichte ist zu wenig

Weil die Bunde swehr nur no ch wenige einberuft
und faktisch zur Freiwilligenarmee geworden ist,
werden j etzt die Zivis missbraucht, um die fehlen-
de Wehrgerechtigkeit etwas zu verringern und die
Wehrpflicht zu retten . Kriegsdienstverweigerer
werden leichthin tauglich geschrieb en, großzügig
anerkannt und stärker zum Dienst herangezogen
als die zum Wehrdienst B ereiten . Die Bunde swehr
ist längst eine Freiwilligenarmee geworden mit nur
noch ca. 3 0 . 0 0 0 , demnächst angeblich 3 5 . 0 0 0 will-
kürlich für neun Monate zum Grundwehrdienst
Ein-b erufenen unter 2 5 0 . 0 0 0 Soldatinnen und Sol-
daten, auch wenn das Weißbuch sie Wehr-pflicht-
armee nennt. Geblieben ist lediglich die Diskrimi-
nierung der Kriegsdienstverweigerer durch die
stärkere Heranziehung zum Dienst.

Immerhin ist die Situation be sser als vor 5 0 Jah-
ren, b esser − ab er nicht gut. D ass die Zentralstelle
KDV ohne j ede Möglichkeit, Vorteile zu gewähren,
viel erreicht hat, ist schön . D o ch das Grundprob-
lem ist nicht gelö st. Solange Anträge ge stellt wer-
den müssen und nicht der Grundrechtsträger son-
dern staatliche Stellen üb er die Zuteilung de s
Grundrechtes urteilen, können die Prüfungen j e-
derzeit wieder in Willkür ausarten . D azu reicht ei-
ne einfache Änderung de s Gesetzes o der der
Zuständigkeiten . Ein Grundrecht hat man ab er,
wenn es wirklich ein Grundrecht ist, ohne staatli-
che Üb erprüfung, und es darf nur eingeschränkt
o der gar entzogen werden, wenn Missbrauch zwei-
felsfrei b ewiesen wird .

Die Zentralstelle KDV b eruft sich auf das in der
Verfassung garantierte Recht. D as ist typisch b eim
Eintreten für Menschenrechte und gibt Kraft. Die
vergangenen 5 0 Jahre machen Mut, dass no ch
mehr erreicht werden kann . Wie nötig das Nein
zum Töten ist, zeigen die katastrophalen Folgen der
kriegerischen Einsätze in Somalia, im völkerrechts-
widrig angegriffenen ehemaligen Jugo slawien, in
Afghanistan und im Irak, sowie die mörderischen
Kollateralschäden der Luftangriffe . D ass Kriege
mit Lügen b egründet wurden, macht die S ache Kr
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